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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1102/2014 DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2011/137/GASP des Rates vom 28. Februar 2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates (2) werden bestimmte im Beschluss 2011/137/GASP vorgese­
hene Maßnahmen umgesetzt. 

(2) Am 27. August 2014 nahm der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution (im Folgenden „Resolu­
tion“) 2174 (2014) an, mit der die Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Reiseverbot und dem Einfrieren von 
Vermögenswerten gemäß Nummer 22 der Resolution 1970 (2011) und Nummer 23 der Resolution 1973 (2011) 
ausgeweitet und der Geltungsbereich des gemäß Nummer 9 der Resolution 1970 (2011), Nummer 13 der Resolu­
tion 2009 (2011) und den Nummern 9 und 10 der Resolution 2095 (2013) verhängten Waffenembargos geän­
dert wurden. 

(3) Der Rat hat am 20. Oktober 2014 den Beschluss 2014/727/GASP (3), im Einklang mit der Resolu­
tion 2174 (2014), erlassenerlassen. 

(4)  Einige dieser Änderungen fallen in den Geltungsbereich des Vertrags und daher bedarf es — insbesondere um ihre 
einheitliche Anwendung in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten — für ihre Umsetzung Rechtsvorschriften auf 
Unionsebene. 

(5)  Die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 wird wie folgt geändert: 

1.  Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) die Bereitstellung von technischer Hilfe, Finanzmitteln oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit nichtletalem mili­
tärischem Gerät, das ausschließlich für den libyschen Behörden geleistete Unterstützung in den Bereichen Sicher­
heit und Entwaffnung bestimmt ist;“; 
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(1) ABl. L 58 vom 3.3.2011, S. 53. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates vom 2. März 2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen (ABl. L 58 vom 

3.3.2011, S. 1). 
(3) Beschluss 2014/727/GASP des Rates vom 20. Oktober 2014 zur Änderung des Beschlusses 2011/137/GASP über restriktive Maßnah­

men angesichts der Lage in Libyen (siehe Seite 30 dieses Amtsblatts). 



2.  Artikel 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Anhang II werden die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder vom Sanktionsausschuss gemäß 
Nummer 22 der Resolution 1970 (2011) oder den Nummern 19, 22 oder 23 der Resolution 1973 (2011) oder der 
Ziffer 4 der Resolution 2174 (2014) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen benannten natürlichen oder juristi­
schen Personen, Organisationen und Einrichtungen aufgeführt.“. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu 20. Oktober 2014 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1103/2014 DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Durchführung des Artikels 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 des Rates vom 2. März 2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen (1), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 2. März 2011 die Verordnung (EU) Nr. 204/2011 erlassen. 

(2) Am 27. Juni 2014 hat der mit der Resolution 1970 (2011) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen einge­
setzte Sanktionsausschuss für Libyen die Liste der Personen und Organisationen aktualisiert, gegen die restriktive 
Maßnahmen verhängt werden. 

(3)  Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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ANHANG 

Die Einträge zu den unten aufgeführten Personen in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 werden durch die 
nachstehenden Einträge ersetzt: 

DORDA, Abu Zayd Umar 

Direktor, Organisation für äußere Sicherheit. Regimetreu. Chef der Agentur für äußere Sicherheit. 

Vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen. 

Datum der Benennung durch die VN: 17.3.2011 (Datum der Benennung durch die EU: 28.2.2011). 

AL-SENUSSI, Oberst Abdullah 

Titel: Oberst 

Geburtsdatum: 1949 

Geburtsort: Sudan 

Auch bekannt als: Ould Ahmed, Abdoullah 

Reisepass-Nr.: B0515260 

Geburtsdatum: 1948 

Geburtsort: Anefif (Kidal), Mali 

Ausstellungsdatum: 10. Januar 2012 

Ausstellungsort: Bamako, Mali 

Gültig bis: 10. Januar 2017 

Auch bekannt als: Ould Ahmed, Abdoullah 

Mali Ausweisnummer: 073/SPICRE 

Geburtsort: Anefif, Mali 

Ausstellungsdatum: 6. Dezember 2011 

Ausstellungsort: Essouck, Mali 

Direktor des Militärgeheimdienstes. Beteiligung des Militärgeheimdienstes an der Niederschlagung von Demonstrationen. 
Verdacht der Beteiligung am Massaker im Abu-Selim-Gefängnis. In Abwesenheit wegen des Bombenanschlags auf den 
UTA-Flug verurteilt. Schwager von Muammar AL-GADDAFI. 

Vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen. 

Datum der Benennung durch die VN: 17.3.2011 (Datum der Benennung durch die EU: 28.2.2011).  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1104/2014 DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Durchführung des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 über die Anwen­
dung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische 

Personen, Organisationen oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates vom 26. April 2010 über die Anwendung bestimmter spezifi­
scher restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
aufgrund der Lage in Somalia (1), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. April 2010 die Verordnung (EU) Nr. 356/2010 angenommen. 

(2)  Am 23. und 24. September 2014 hat der Ausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, der gemäß den 
Resolutionen 751 (1992) und 1907 (2009) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, die Auf­
nahme von zwei weiteren Personen in die Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, gebilligt. 

(3)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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ANHANG 

I. Die unten stehenden Einträge werden der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 aufgeführten Listen hinzu­
gefügt. 

LISTE DER NATÜRLICHEN UND JURISTISCHEN PERSONEN, ORGANISATIONEN UND EINRICHTUNGEN NACH DEN 
ARTIKELN 2 UND 8 

I.  Personen 

(14)  Maalim Salman (alias a) Mu'alim Salman, b) Mualem Suleiman, c) Ameer Salman, d) Ma'alim Suleiman, e) Maalim 
Salman Ali, f) Maalim Selman Ali, g) Ma'alim Selman, h) Ma'alin Sulayman) 

Geburtsdatum: ca. 1979. Geburtsort: Nairobi, Kenia. Aufenthaltsort: Somalia. Tag der Benennung durch die VN: 
23. September 2014. 

Maalim Salman wurde von Al-Shabaab-Anführer Ahmed Abdi aw-Mohamed alias Godane zum Anführer der afrika­
nischen ausländischen Kämpfer für Al-Shabaab gewählt. Er bildete Ausländer aus, die sich Al-Shabaab als afrikani­
sche ausländische Kämpfer anschließen wollten, und war an Anschlägen in Afrika auf Touristen, Vergnügungsein­
richtungen und Kirchen beteiligt. 

Obgleich er sich in erster Linie auf Operationen außerhalb von Somalia konzentrierte, ist bekannt, dass Salman in 
Somalia lebt und ausländische Kämpfer in Somalia vor ihrer Entsendung in andere Länder ausbildet. Einige der aus­
ländischen Kämpfer von Al-Shabaab sind aber auch in Somalia präsent. So beorderte Salman ausländische Al-Sha­
baab-Kämpfer beispielsweise ins südliche Somalia, um auf eine Offensive der Mission der Afrikanischen Union in 
Somalia (AMISOM) zu reagieren. 

Unter anderen Terroranschlägen war Al-Shabaab verantwortlich für den Anschlag auf das Westgate-Einkaufszent­
rum in Nairobi (Kenia) im September 2013, dem mindestens 67 Menschen zum Opfer fielen. In jüngster Zeit 
erklärte sich Al-Shabaab für den Angriff vom 31. August 2014 auf das Gefängnis der National Intelligence and 
Security Agency in Mogadischu verantwortlich, bei dem drei Sicherheitskräfte und zwei Zivilisten getötet und 
15 Menschen verletzt wurden. 

(15)  Ahmed Diriye (alias a) Sheikh Ahmed Umar Abu Ubaidah, b) Sheikh Omar Abu Ubaidaha, c) Sheikh Ahmed Umar, 
d) Sheikh Mahad Omar Abdikarim, e) Abu Ubaidah, f) Abu Diriye) 

Geburtsdatum: ca. 1972. Geburtsort: Somalia. Aufenthaltsort: Somalia. Tag der Benennung durch die VN: 24. Sep­
tember 2014. 

Ahmed Diriye wurde nach dem Tod des früheren Anführers Ahmed Abdi aw-Mohamed, der vom Ausschuss des 
Sicherheitsrates gemäß den Resolutionen 751 (1992) und 1907 (2009) in die Liste aufgenommen worden war, 
zum neuen Emir der Al-Shabaab ernannt. Dies wurde in einer von Al-Shabaab-Sprecher Sheikh Ali Dheere am 
6. September 2014 abgegebenen Erklärung öffentlich verkündet. Diriye war ein hochrangiges Al-Shabaab-Mitglied, 
und als Emir übt er die Befehlsgewalt für Operationen von Al-Shabaab aus. Er wird für die Aktivitäten der Al-Sha­
baab, die den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität von Somalia weiterhin bedrohen, unmittelbar verantwortlich 
sein. Diriye hat seither den arabischen Namen Sheikh Ahmed Umar Abu Ubaidah angenommen.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1105/2014 DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Syrien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 des Rates vom 18. Januar 2012 über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in Syrien und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 442/2011 (1), insbesondere auf Artikel 32 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 18. Januar 2012 die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 erlassen. 

(2) Angesichts der sehr ernsten Lage sollten 16 Personen und zwei Organisationen in die in Anhang II der Verord­
nung (EU) Nr. 36/2012 enthaltene Liste der Personen und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen unterlie­
gen, aufgenommen werden. 

(3)  Ferner sollten die Angaben zu drei Personen und einer Organisation in der Liste in Anhang II der Verordnung 
(EU) Nr. 36/2012 auf den neuesten Stand gebracht werden. 

(4)  Das Gericht hat mit Urteil vom 3. Juli 2014 in der Rechtssache T-203/12 (2), Mohamad Nedal Alchaar gegen Rat, 
die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 363/2013 des Rates (3) aufgehoben, soweit sie die Aufnahme von Dr. 
Mohammad Nidal Al-Shaar in die in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 enthaltene Liste der Personen 
und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, betrifft. 

(5)  Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 wird gemäß des Anhangs dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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(1) ABl. L 16 vom 19.1.2012, S. 1. 
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restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Syrien (ABl. L 111 vom 23.4.2013, S. 1). 



ANHANG 

I. Die folgenden Personen und Organisationen werden in die Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisa­
tionen und Einrichtungen in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 des Rates aufgenommen: 

A. Personen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Houmam Jaza'iri 
(alias Humam 
al-Jazaeri) 

Geboren: 1977 Minister für Wirtschaft und Außenhandel seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

2. Mohamad Amer 
Mardini 
(alias Mohammad 
Amer Mardini) 

Geboren: 1959; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Minister für Hochschulbildung seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

3. Mohamad Ghazi 
Jalali 
(alias Mohammad 
Ghazi al-Jalali) 

Geboren: 1969; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Minister für Kommunikation und Technolo­
gie seit 27.8.2014. Als Minister der Regie­
rung mitverantwortlich für das gewaltsame 
Vorgehen des Regimes gegen die Zivilbevöl­
kerung. 

21.10.2014 

4. Kamal Cheikha 
(alias Kamal 
al-Sheikha) 

Geboren: 1961; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Minister für Wasserressourcen seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

5. Hassan Nouri 
(alias Hassan 
al-Nouri) 

Geburtsdatum: 
9.2.1960 

Minister für Verwaltungsaufbau seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

6. Mohammad Walid 
Ghazal 

Geboren: 1951; 
Geburtsort: Aleppo 

Minister für Wohnungswesen und Städtebau 
seit 27.8.2014. Als Minister der Regierung 
mitverantwortlich für das gewaltsame Vorge­
hen des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

7. Khalaf Souleymane 
Abdallah 
(alias Khalaf Sleiman 
al-Abdullah) 

Geboren: 1960; 
Geburtsort: Deir 
Ezzor 

Minister für Arbeit seit 27.8.2014. Als Minis­
ter der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

8. Nizar Wahbeh Yazaji 
(alias Nizar Wehbe 
Yazigi) 

Geboren: 1961; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Gesundheitsminister seit 27.8.2014. Als 
Minister der Regierung mitverantwortlich für 
das gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen 
die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

9. Hassan Safiyeh 
(alias Hassan Safiye) 

Geboren: 1949; 
Geburtsort: Latakia 

Minister für Binnenhandel und Verbraucher­
schutz seit 27.8.2014. Als Minister der 
Regierung mitverantwortlich für das gewalt­
same Vorgehen des Regimes gegen die Zivil­
bevölkerung. 

21.10.2014 

10. Issam Khalil Geboren: 1965; 
Geburtsort: Banias 

Kulturminister seit 27.8.2014. Als Minister 
der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

11. Mohammad Mouti' 
Mouayyad 
(alias Mohammad 
Muti'a Moayyad) 

Geboren: 1968; 
Geburtsort: Ariha 
(Idlib) 

Staatsminister seit 27.8.2014. Als Minister 
der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

12. Ghazwan Kheir Bek 
(alias Ghazqan Kheir 
Bek) 

Geboren: 1961; 
Geburtsort: Latakia 

Verkehrsminister seit 27.8.2014. Als Minister 
der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

13. Generalmajor 
Ghassan Ahmed 
Ghannan 
(alias Generalmajor 
Ghassan Ghannan, 
alias Brigadegeneral 
Ghassan Ahmad 
Ghanem)  

Als Befehlshaber der 155. Raketenbrigade 
unterstützt er das syrische Regime und ist 
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
gegen die Zivilbevölkerung. Verantwortlich 
für den Abschuss von mindestens 25 Scud- 
Raketen auf verschiedene zivile Ziele zwi­
schen Januar und März 2013. Steht in Ver­
bindung mit Maher al-Assad. 

21.10.2014 

14. Oberst Mohammed 
Bilal 
(alias Oberstleutnant 
Muhammad Bilal)  

Als hochrangiger Offizier im Nachrichten­
dienst der Luftwaffe unterstützt er das syri­
sche Regime und ist verantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen gegen die Zivilbevölke­
rung. Ferner steht er in Verbindung mit dem 
in die Liste aufgenommenen Scientific Stu­
dies Research Centre (SSRC). 

21.10.2014 

15. Mohamed Farahat 
(alias Muhammad 
Farahat)  

Vizepräsident für Finanzen und Verwaltung 
des Unternehmens Tri-Ocean Energy, das 
vom Rat als Nutznießerin und Unterstützerin 
des syrischen Regimes in die Liste aufge­
nommen wurde; daher steht er in Verbin­
dung mit einer in die Liste aufgenommenen 
Organisation. 
Aufgrund seiner hochrangigen Stellung bei 
Tri-Ocean Energy ist er für die Tätigkeiten 
der Organisation in Bezug auf Erdöllieferun­
gen an das Regime verantwortlich. 

21.10.2014 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

16. Abdelhamid Khamis 
Abdullah 
(alias Abdulhamid 
Khamis Abdullah 
alias Hamid Khamis 
alias Abdelhamid 
Khamis Ahmad 
Adballa)  

Leiter des Unternehmens Overseas Petroleum 
Trading Company (OPT), das vom Rat als 
Nutznießerin und Unterstützerin des syri­
schen Regimes in die Liste aufgenommen 
wurde. Er koordinierte Erdöllieferungen an 
das syrische Regime mit dem in die Liste auf­
genommenen syrischen staatlichen Erdölun­
ternehmen Sytrol. Daher ist er Nutznießer 
und Unterstützer des syrischen Regimes. 
Aufgrund seiner Stellung als höchstrangiger 
Mitarbeiter der Organisation ist er verant­
wortlich für ihre Tätigkeiten. 

21.10.2014  

B. Organisationen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Pangates Internatio­
nal Corp Ltd 
(alias Pangates) 

PO Box 8177 
Sharjah Airport 
International Free 
Zone 
Vereinigte Arabische 
Emirate 

Pangates fungiert als Vermittlerin bei der Lie­
ferung von Erdöl an das syrische Regime. 
Daher ist sie Nutznießerin und Unterstütze­
rin des syrischen Regimes. Ferner steht sie in 
Verbindung mit dem in die Liste aufgenom­
menen syrischen Erdölunternehmen Sytrol. 

21.10.2014 

2. Abdulkarim Group 
(alias Al Karim for 
Trade and Industry/ 
Al Karim Group) 

5797 Damaskus 
Syrien 

Mutterunternehmen von Pangates mit opera­
tiver Kontrolle über die Organisation. Als sol­
ches ist sie Nutznießerin und Unterstützerin 
des syrischen Regimes. Ferner steht sie in 
Verbindung mit dem in die Liste aufgenom­
menen syrischen Erdölunternehmen Sytrol. 

21.10.2014   

II.  Die Einträge zu den nachstehend aufgelisteten Personen und Organisationen in Anhang II der Verordnung (EU) 
Nr. 36/2012 des Rates werden durch die folgenden Einträge ersetzt: 

A. Personen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

6. Muhammad ( ) 
Dib ( ) Zaytun 
( ) 

(alias Mohammed 
Dib Zeitoun) 

Geburtsdatum: 
20. Mai 1951; 
Geburtsort: 
Damaskus 
Diplomatenpass- 
Nr. D000001300 

Leiter der Direktion für allgemeine Sicherheit; 
Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen gegen 
Demonstranten. 

21.10.2014 

33. 
Ayman ( ) Jabir 

( ) 

(alias Jaber) 

Geburtsort: Latakia Verbündeter des Mahir al-Assad bei der Sha­
biha-Miliz. Unmittelbare Beteiligung an der 
Repression und dem gewaltsamen Vorgehen 
gegen die Zivilbevölkerung sowie Koordinie­
rung der Shabiha-Miliz-Gruppen. Auch 
finanzieller Förderer des Regimes. 

21.10.2014 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

50. Tarif ( ) Akhras 

( , ) 

(alias Al Akhras) 

Geburtsdatum: 
2. Juni 1951; 
Geburtsort: Homs, 
Syrien; 
syrische Reisepass- 
Nr. 0000092405 

Bekannter Geschäftsmann, Nutznießer und 
Unterstützer des Regimes. Gründer der Akh­
ras Group (Rohstoffe, Handel, Verarbeitung 
und Logistik) und ehemaliger Vorsitzender 
der Handelskammer in Homs. Enge 
Geschäftsbeziehungen zur Familie von Präsi­
dent Al-Assad. Mitglied des Vorstands des 
syrischen Handelskammerverbands. Stellte 
logistische Unterstützung für das Regime 
(Busse und Transportfahrzeuge für Panzer) 
bereit. 

21.10.2014  

B. Organisationen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

17. Souruh Company 
(alias SOROH 
Al Cham Company) 

Adresse: Adra Free 
Zone Area, Damas­
kus, Syrien; 
Tel: +963-11- 
5327266; 
Mobil: +963-933- 
526812; 
+963-932-878282; 
Fax: +963-11- 
5316396 
E-Mail: sorohco@ 
gmail.com 
Website: http://sites. 
google.com/site/ 
sorohco 

Die Mehrheit der Aktien des Unternehmens 
steht direkt oder indirekt im Eigentum von 
Rami Makhlouf. 

21.10.2014    
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1106/2014 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2014 

über ein Fangverbot für Kaisergranat in den Gebieten VIIIa, VIIIb, VIIId und VIIIe für Schiffe unter 
der Flagge Belgiens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaft­
lichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen Fischereipolitik (1), insbe­
sondere auf Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 43/2014 des Rates (2) sind die Quoten für 2014 festgelegt worden. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2014 zugeteilte Quote erreicht. 

(3)  Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genannten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mit­
gliedstaat für das Jahr 2014 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang 
genannten Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeit­
punkt verboten. Nach diesem Zeitpunkt verboten sind insbesondere das Aufbewahren an Bord, das Umsetzen, das Umla­
den und das Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen getätigt werden. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Oktober 2014 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Lowri EVANS 

Generaldirektorin für maritime Angelegenheiten und Fischerei  
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(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 43/2014 des Rates vom 20. Januar 2014 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten für bestimmte Fischbestände und 

Bestandsgruppen in den Unionsgewässern sowie für Unionsschiffe in bestimmten Nicht-Unionsgewässern (2014) (ABl. L 24 vom 
28.1.2014, S. 1). 



ANHANG 

Nr. 51/TQ43 

Mitgliedstaat Belgien 

Bestand NEP/8ABDE. 

Art Kaisergranat (Nephrops norvegicus) 

Gebiet VIIIa, VIIIb, VIIId und VIIIe 

Datum der Schließung 13.9.2014   
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1107/2014 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2014 

über ein Fangverbot für Hering in den Unions- und den internationalen Gewässern der Gebiete 
Vb, VIb und VIaN für Schiffe unter der Flagge Frankreichs 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaft­
lichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen Fischereipolitik (1), insbe­
sondere auf Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 43/2014 des Rates (2) sind die Quoten für 2014 festgelegt worden. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2014 zugeteilte Quote erreicht. 

(3)  Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genannten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mit­
gliedstaat für das Jahr 2014 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang 
genannten Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeit­
punkt verboten. Nach diesem Zeitpunkt verboten sind insbesondere das Aufbewahren an Bord, das Umsetzen, das Umla­
den und das Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen getätigt werden. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Oktober 2014 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Lowri EVANS 

Generaldirektorin für maritime Angelegenheiten und Fischerei  

21.10.2014 L 301/14 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 43/2014 des Rates vom 20. Januar 2014 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten für bestimmte Fischbestände und 

Bestandsgruppen in den Unionsgewässern sowie für Unionsschiffe in bestimmten Nicht-Unionsgewässern (2014) (ABl. L 24 vom 
28.1.2014, S. 1). 



ANHANG 

Nr. 56/TQ43 

Mitgliedstaat Frankreich 

Bestand HER/5B6ANB 

Art Hering (Clupea harengus) 

Gebiet Unions- und internationale Gewässer von Vb, VIb und VIaN 

Datum der Schließung 22.9.2014   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1108/2014 DER KOMMISSION 

vom 20. Oktober 2014 

zur Zulassung einer Zubereitung aus Clostridium butyricum (FERM BP-2789) als Zusatzstoff in 
Futtermitteln für Masttruthühner und Truthühner für Zuchtzwecke (Zulassungsinhaber: Miyarisan 

Pharmaceutical Co. Ltd., vertreten durch Miyarisan Pharmaceutical Europe S.L.U.) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung einer 
Zulassung bedürfen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren für die Erteilung einer solchen Zulassung. 

(2) Es wurde ein Antrag gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 auf Zulassung einer neuen Verwen­
dung einer Zubereitung aus Clostridium butyricum (FERM BP-2789) gestellt. Dem Antrag waren die nach Artikel 7 
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen sowie die zur Unter­
stützung des Antrags nötigen Informationen beigefügt. 

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung der Zubereitung aus Clostridium butyricum (FERM BP-2789), die in die Zusatzs­
toffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ einzuordnen ist, als Zusatzstoff in Futtermitteln für Masttruthühner 
und Truthühner für Zuchtzwecke. 

(4) Die Verwendung der Zubereitung aus Clostridium butyricum (FERM BP-2789), die in die Zusatzstoffkategorie „zoo­
technische Zusatzstoffe“ einzuordnen ist, wurde mit der Verordnung (EG) Nr. 903/2009 der Kommission (2) als 
Zusatzstoff in Futtermitteln für Masthühner sowie mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 373/2011 der 
Kommission (3) für Vogelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung (mit Ausnahme von Legevögeln), ent­
wöhnte Ferkel und Schweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung (entwöhnt) für jeweils zehn Jahre 
zugelassen. 

(5)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) zog in ihrem Gutachten vom 
4. März 2014 (4) den Schluss, dass die Zubereitung aus Clostridium butyricum (FERM BP-2789) unter den vorge­
schlagenen Verwendungsbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier 
oder auf die Umwelt hat. Darüber hinaus befand sie, dass der Zusatzstoff die Leistung bei Masttruthühnern ver­
bessern kann und dass dieser Schluss auf Truthühner für Zuchtzwecke ausgedehnt werden kann. Besondere Vor­
gaben für die Überwachung nach dem Inverkehrbringen hält die Behörde nicht für erforderlich. Sie hat außerdem 
den Bericht über die Methode zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln geprüft, den das durch die 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat. 
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(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 903/2009 der Kommission vom 28. September 2009 zur Zulassung der Zubereitung aus Clostridium butyricum 

FERM-BP 2789 als Futtermittelzusatzstoff für Masthühner (Zulassungsinhaber: Miyarisan Pharmaceutical Co. Ltd., vertreten durch M1 
Miyarisan Pharmaceutical Europe S.L.U.) (ABl. L 256 vom 29.9.2009, S. 26). 

(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 373/2011 der Kommission vom 15. April 2011 zur Zulassung der Zubereitung aus Clostridium buty­
ricum FERM-BP 2789 als Futtermittelzusatzstoff für Vogelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung außer Legevögeln, für ent­
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(ABl. L 102 vom 16.4.2011, S. 10). 

(4) EFSA Journal 2013; 11(1):3040. 



(6)  Die Bewertung der Zubereitung aus Clostridium butyricum (FERM BP-2789) hat ergeben, dass die Bedingungen für 
die Zulassung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt sind. Daher sollte die Verwendung die­
ser Zubereitung gemäß den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden. 

(7)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang genannte Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die Funktions­
gruppe „Darmflorastabilisatoren“ einzuordnen ist, wird unter den im Anhang aufgeführten Bedingungen als Zusatzstoff 
in der Tierernährung zugelassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Oktober 2014 

Für die Kommission 

Der Präsident 
José Manuel BARROSO  
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ANHANG 

Kennnum­
mer des 
Zusatz­

stoffs 

Name des 
Zulassungsinha­

bers 
Zusatzstoff 

Zusammensetzung, chemische 
Bezeichnung, Beschreibung, 

Analysemethode 

Tierart oder 
Tierkatego­

rie 
Höchstalter 

Mindestge­
halt 

Höchstge­
halt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung KBE/kg Alleinfuttermittel 

mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 % 

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Darmflorastabilisatoren 

4b1830 Miyarisan Phar­
maceutical Co. 
Ltd., vertreten 
durch Miyarisan 
Pharmaceutical 
Europe S.L.U. 

Clostridium buty­
ricum 

FERM BP-2789  

Zusammensetzung des Zusatzstoffs 

Zubereitung aus Clostridium butyri­
cum (FERM BP-2789) mit mindestens 
5 × 108 KBE/g Zusatzstoff in fester 
Form. 

Charakterisierung des Wirkstoffs 

Lebensfähige Zellen von Clostridium 
butyricum FERM BP-2789. 

Analysemethode (1) 

Auszählung nach dem Plattenguss­
verfahren auf Grundlage des Verfah­
rens nach ISO 15213. 

Identifizierung mittels Pulsfeld-Gel- 
Elektrophorese (PFGE).  

Masttrut­
hühner 

Truthüh­
ner für 

Zuchtzwe­
cke  

— 1,25 × 108 — 1. In der Gebrauchsanwei­
sung für den Zusatzstoff 
und die Vormischung 
sind die Lagerbedingun­
gen und die Pelletiersta­
bilität anzugeben. 

2.  Darf in Futtermitteln mit 
folgenden (für die Tierka­
tegorie) zulässigen Kokzi­
diostatika verwendet 
werden: Monensin-Nat­
rium, Robenidin, Ma­
duramicin-Ammonium, 
Lasalocid-Natrium oder 
Diclazuril. 

3. Sicherheitshinweis: Wäh­
rend der Handhabung 
sind Atemschutz und 
Schutzbrille zu tragen. 

10. November 
2024 

(1)  Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors der Europäischen Union für Futtermittelzusatzstoffe unter: http://irmm.jrc.ec.europa.eu/EURLs/EURL_feed_additives/Pages/ 
index.aspx.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1109/2014 DER KOMMISSION 

vom 20. Oktober 2014 

zur Zulassung der Zubereitung aus Saccharomyces cerevisiae CBS 493.94 als Zusatzstoff in Futter­
mitteln für Mastrinder, Masttiere von Wiederkäuerarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeu­
tung, Milchkühe und Milchtiere von Wiederkäuerarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1288/2004 und (EG) Nr. 1811/2005 (Zulassungsinha­

ber: Alltech Frankreich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung einer 
Zulassung bedürfen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren für die Erteilung einer solchen Zulassung. 
Artikel 10 der genannten Verordnung sieht für Zusatzstoffe, die gemäß der Richtlinie 70/524/EWG des Rates (2) 
zugelassen wurden, eine Neubewertung vor. 

(2)  Die Zubereitung aus Saccharomyces cerevisiae CBS 493.94 war im Einklang mit der Richtlinie 70/524/EWG mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1288/2004 der Kommission (3) unbefristet als Futtermittelzusatzstoff für Kälber und Mast­
rinder, und mit der Verordnung (EG) Nr. 1811/2005 der Kommission (4) ebenfalls unbefristet als Futtermittelzu­
satzstoff für Milchkühe zugelassen worden. In der Folge wurde diese Zubereitung gemäß Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 als bereits bestehendes Produkt in das Register der Futtermittel­
zusatzstoffe eingetragen. Mit der Verordnung (EG) Nr. 886/2009 der Kommission (5) wurde die Zubereitung bei 
Pferden für die Dauer von zehn Jahren zugelassen. 

(3)  Es wurde ein Antrag nach Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 in Verbindung mit deren 
Artikel 7 auf die Neubewertung der Zubereitung aus Saccharomyces cerevisiae CBS 493.94 als Zusatzstoff in Futter­
mitteln für Mastrinder, Masttiere von Wiederkäuerarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Milchkühe 
und Milchtiere von Wiederkäuerarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung gestellt; in diesem Zusammen­
hang wurde die Einordnung des Zusatzstoffs in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ beantragt. 
Dem Antrag waren die gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Anga­
ben und Unterlagen beigefügt. 

(4)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit („die Behörde“) zog in ihrer Stellungnahme vom 8. April 
2014 (6) den Schluss, dass die betreffende Zubereitung aus Saccharomyces cerevisiae CBS 493.94 unter den vorge­
schlagenen Verwendungsbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier 
oder auf die Umwelt hat. Die Behörde kam außerdem zu dem Schluss, dass die Verwendung der Zubereitung die 
Milchproduktion von Milchkühen steigern kann, und dass diese Wirkung auf Milchtiere von Wiederkäuerarten 
von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung extrapoliert werden kann. Die Behörde kam weiterhin zu dem Schluss, 
dass die Verwendung der Zubereitung die Produktion von Mastrindern steigern kann, und dass diese Wirkung auf 
Masttiere von Wiederkäuerarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung extrapoliert werden kann. Besondere 
Vorgaben für die Überwachung nach dem Inverkehrbringen hält die Behörde nicht für erforderlich. Sie hat außer­
dem den Bericht über die Methode zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln geprüft, den das 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat. 

(5)  Die Bewertung der Zubereitung aus Saccharomyces cerevisiae CBS 493.94 hat ergeben, dass die Bedingungen für die 
Zulassung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt sind. Daher sollte die Verwendung dieser 
Zubereitung gemäß den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden. 
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(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29. 
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CBS 493.94 als Futtermittelzusatzstoff für Pferde (Zulassungsinhaber Alltech Frankreich) (ABl. L 254 vom 26.9.2009, S. 66). 

(6) EFSA Journal 2014; 12(5):3666. 



(6)  Die Verordnungen (EG) Nr. 1288/2004 und (EG) Nr. 1811/2005 sollten daher entsprechend geändert werden. 

(7) Da es nicht erforderlich ist, die Änderung der Zulassungsbedingungen aus Sicherheitsgründen unverzüglich anzu­
wenden, ist es angemessen, den Beteiligten eine Übergangsfrist einzuräumen, damit sie sich darauf vorbereiten 
können, die sich aus der Zulassung ergebenden neuen Anforderungen zu erfüllen. 

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zulassung 

Die im Anhang genannte Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die Funktions­
gruppe „Darmflorastabilisatoren“ einzuordnen ist, wird unter den im Anhang aufgeführten Bedingungen als Zusatzstoff 
in der Tierernährung zugelassen. 

Artikel 2 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1288/2004 

In Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1288/2004 wird der sich auf Mastrinder beziehende Eintrag zu E 1704, Saccharo­
myces cerevisiae CBS 493.94, gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1811/2005 

In Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1811/2005 wird der Eintrag zu E 1704, Saccharomyces cerevisiae CBS 493.94, 
gestrichen. 

Artikel 4 

Übergangsmaßnahmen 

Die im Anhang beschriebene Zubereitung und die diese Zubereitung enthaltenden Futtermittel, die vor dem 10. Mai 
2015 gemäß den Bestimmungen, die vor dem 10. November 2014 galten, hergestellt und gekennzeichnet wurden, dür­
fen bis zur Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und verwendet werden. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Oktober 2014 

Für die Kommission 

Der Präsident 
José Manuel BARROSO  
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ANHANG 

Kennnum­
mer des 

Zusatzstoffs 

Name des 
Zulassungsin­

habers 
Zusatzstoff 

Zusammensetzung, chemische 
Bezeichnung, Beschreibung, 

Analysemethode 

Tierart oder 
Tierkategorie Höchstalter 

Mindestge­
halt 

Höchstge­
halt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung KBE/kg Alleinfuttermittel 

mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 % 

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Darmflorastabilisatoren 

4a1704 ALLTECH 

Frankreich  

Saccharomyces 
cerevisiae 

CBS 493.94  

Zusammensetzung des Zu­
satzstoffs 

Zubereitung aus Saccharo­
myces cerevisiae CBS 493.94 
mit mindestens: 

in fester Form 1 × 109 

KBE/g Zusatzstoff. 

Charakterisierung des  
Wirkstoffs 

Saccharomyces cerevisiae  
CBS 493.94. 

Analysemethode (1) 

Auszählung: Plattengussver­
fahren unter Verwendung 
eines Hefeextrakt-Glucose- 
Chloramphenicol-Agars. 

Identifikation: PCR-Verfah­
ren (Polymerase-Kettenreak­
tion). 

Milchkühe und 
Milchtiere von Wie­
derkäuerarten von 
geringerer wirt­
schaftlicher Bedeu­
tung 

— 1 × 107 — 1. In der Gebrauchsanwei­
sung für den Zusatzstoff 
und die Vormischung 
sind die Lagerbedingun­
gen und die Pelletiersta­
bilität anzugeben. 

2.  Sicherheitshinweis: 
Während der Handha­
bung ist ein Atemschutz 
zu tragen. 

10. November 
2024 

Mastrinder und 
Masttiere von Wie­
derkäuerarten von 
geringerer wirt­
schaftlicher Bedeu­
tung 

1 × 108 

(1)  Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors der Europäischen Union für Futtermittelzusatzstoffe unter: https://ec.europa.eu/jrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1110/2014 DER KOMMISSION 

vom 20. Oktober 2014 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungser­
zeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommis­
sion festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Oktober 2014 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL  57,3 

MA  115,8 

MK  55,7 

XS  78,2 

ZZ  76,8 

0707 00 05 AL  28,7 

TR  165,1 

ZZ  96,9 

0709 93 10 TR  133,7 

ZZ  133,7 

0805 50 10 AR  105,8 

CL  106,8 

TR  107,0 

UY  48,6 

ZA  96,2 

ZZ  92,9 

0806 10 10 BR  219,0 

PE  323,0 

TR  148,4 

ZZ  230,1 

0808 10 80 BA  34,8 

BR  52,6 

CL  82,9 

CN  117,9 

NZ  155,8 

US  192,1 

ZA  157,5 

ZZ  113,4 

0808 30 90 CN  75,7 

TR  112,1 

ZZ  93,9 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete. Der Code „ZZ“ steht für „Andere 
Ursprünge“.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1111/2014 DER KOMMISSION 

vom 20. Oktober 2014 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten für die Mengen, für die vom 1. bis 7. Oktober 2014 
Anträge auf Einfuhrlizenzen und Anträge auf Einfuhrrechte gestellt wurden, und zur Festsetzung 
der Mengen, die zu der für den Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2015 hinzuzufügen sind, im 
Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 eröffneten Zollkontingente für Geflügelfleisch 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), insbesondere auf Artikel 188, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 der Kommission (2) sind Zollkontingente für die Einfuhr von Erzeugnissen 
des Geflügelfleischsektors mit Ursprung in Brasilien, Thailand und sonstigen Drittländern eröffnet worden. 

(2)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Oktober 2014 für den Teilzeitraum vom 1. Januar bis 31. März 2015 
gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten höher als die verfügbaren Mengen. 
Daher ist zu bestimmen, in welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können, indem der auf die bean­
tragten Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird, der gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission (3) berechnet wird. 

(3)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Oktober 2014 für den Teilzeitraum vom 1. Januar bis 31. März 2015 
gestellten Anträge auf Einfuhrrechte beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten höher als die verfügbaren Men­
gen. Daher ist zu bestimmen, in welchem Umfang die Einfuhrrechte erteilt werden können, indem der auf die 
beantragten Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird, der gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 2 der genannten Verordnung 
berechnet wird. 

(4)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Oktober 2014 für den Teilzeitraum vom 1. Januar bis 31. März 2015 
gestellten Einfuhrlizenzanträge und Anträge auf Einfuhrrechte beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten niedri­
ger als die verfügbaren Mengen. Daher sind die Mengen zu bestimmen, für die keine Anträge gestellt worden sind, 
und diese Mengen zu der für den folgenden Kontingentsteilzeitraum festgesetzten Menge hinzuzufügen. 

(5)  Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Auf die Mengen, auf die sich die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 für den Teilzeitraum vom 1. Januar 
bis 31. März 2015 gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, wird der in Teil A des Anhangs der vorliegenden Verord­
nung angegebene Zuteilungskoeffizient angewandt. 

(2) Die Mengen, für die keine Einfuhrlizenzanträge gemäß der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 gestellt wurden und die 
zum Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2015 hinzuzufügen sind, sind in Teil A des Anhangs der vorliegenden Ver­
ordnung aufgeführt. 
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Artikel 2 

(1). Auf die Mengen, auf die sich die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 für den Teilzeitraum vom 1. Januar 
bis 31. März 2015 gestellten Anträge auf Einfuhrrechte beziehen, wird der in Teil B des Anhangs der vorliegenden Ver­
ordnung angegebene Zuteilungskoeffizient angewandt. 

(2) Die Mengen, für die keine Anträge auf Einfuhrrechte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 616/2007 gestellt wurden 
und die zum Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2015 hinzuzufügen sind, sind in Teil B des Anhangs der vorliegen­
den Verordnung aufgeführt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Oktober 2014 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  

21.10.2014 L 301/25 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG 

TEIL A 

Gruppennummer Laufende 
Nummer 

Zuteilungskoeffizient — für den 
Teilzeitraum vom 1. Januar bis 31. März 

2015 gestellte Anträge 

Nicht beantragte Mengen, die zu den 
verfügbaren Mengen für den Teilzeitraum 

vom 1. April bis 30. Juni 2015 
hinzuzufügen sind   

(%) (in kg) 

1 09.4211 0,401123 — 

2 09.4212 1,311645 — 

4A 09.4214 
09.4251 
09.4252 

11,793242 
0,716093 

— 

— 
— 

7 247 253 

6A 09.4216 
09.4260 

0,452286 
1,059327 

— 
— 

7 09.4217 — 37 034 400 

8 09.4218 — 9 276 800  

TEIL B 

Gruppennummer Laufende 
Nummer 

Zuteilungskoeffizient — für den 
Teilzeitraum vom 1. Januar bis 31. März 

2015 gestellte Anträge 

Nicht beantragte Mengen, die zu den 
verfügbaren Mengen für den Teilzeitraum 

vom 1. April bis 30. Juni 2015 
hinzuzufügen sind   

(%) (in kg) 

5A 09.4215 
09.4254 
09.4255 
09.4256 

0,60308 
4,241146 
4,464306 

— 

— 
— 
— 

4 745 003   
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DES RATES 

vom 14. Oktober 2014 

zur Ermächtigung Schwedens, auf direkt an Schiffe am Liegeplatz im Hafen gelieferten elektri­
schen Strom im Einklang mit Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG einen ermäßigten Steuersatz 

anzuwenden 

(2014/725/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (1), insbesondere auf Artikel 19, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit dem Durchführungsbeschluss 2011/384/EU des Rates (2) wurde Schweden dazu ermächtigt, auf direkt an 
Schiffe am Liegeplatz im Hafen gelieferten elektrischen Strom (im Folgenden „landseitige Elektrizität“) im Einklang 
mit Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG bis 25. Juni 2014 einen ermäßigten Steuersatz anzuwenden. 

(2) Mit Schreiben vom 13. Dezember 2013 ersuchte Schweden um die Ermächtigung, für landseitige Elektrizität wei­
terhin einen ermäßigten Satz der Elektrizitätssteuer gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG anzuwenden. 

(3)  Mit der beabsichtigten Steuerermäßigung möchte Schweden die Förderung der breiteren Nutzung der landseitigen 
Elektrizität weiterhin fortsetzen, damit am Liegeplatz im Hafen liegende Schiffe ihren Bedarf an elektrischem 
Strom in einer gegenüber der Verbrennung von Bunkeröl an Bord weniger umweltschädlichen Weise decken 
können. 

(4) Soweit durch die Nutzung von landseitiger Elektrizität die mit der Verbrennung von Bunkeröl an Bord von Schif­
fen an Liegeplätzen verbundenen Emissionen von Luftschadstoffen vermieden werden, trägt sie zur Verbesserung 
der Luftqualität in Hafenstädten bei. Unter den spezifischen strukturellen Bedingungen der Stromerzeugung in der 
betroffenen Region, d. h. des Elektrizitätsmarkts der nordischen Länder Schweden, Dänemark, Finnland und Nor­
wegen, ist außerdem zu erwarten, dass durch die Nutzung von elektrischem Strom aus dem Festlandsnetz anstelle 
von durch die Verbrennung von Bunkeröl an Bord der Schiffe erzeugtem Strom auch CO2-Emissionen verringert 
werden. Daher dürfte die Maßnahme zum Erreichen der umwelt-, gesundheits- und klimapolitischen Ziele der 
Union beitragen. 

(5)  Die Ermächtigung Schwedens zur Anwendung eines ermäßigten Satzes der Elektrizitätssteuer auf landseitige 
Elektrizität geht nicht über das zur Steigerung der Nutzung von landseitiger Elektrizität erforderliche Maß hinaus, 
da die Stromerzeugung an Bord in den meisten Fällen weiterhin die wettbewerbsfähigere Alternative bleiben wird. 
Aus diesem Grund und wegen der gegenwärtig relativ geringen Marktdurchdringung der Technologie dürfte die 
Regelung in der Zeit, in der sie angewendet wird, kaum zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen führen und 
damit auch nicht das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes beeinträchtigen. 
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(6) Gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie 2003/96/EG ist jede aufgrund dieser Bestimmung gewährte Ermächti­
gung zu befristen. Da der Zeitraum der Anwendung der Regelung lang genug sein muss, um die ordnungsgemäße 
Bewertung der Regelung zu erlauben, zugleich aber auch die künftige Entwicklung des bestehenden Rechtsrah­
mens nicht untergraben werden darf, ist es angebracht, die beantragte Ermächtigung für einen Zeitraum von sechs 
Jahren zu gewähren. 

(7)  Um den Hafen- und Schiffsbetreibern Rechtssicherheit zu bieten und um einen erhöhten Verwaltungsaufwand für 
die Verteiler und Weiterverteiler von Elektrizität zu vermeiden, der sich aufgrund von Änderungen des auf lands­
eitige Elektrizität erhobenen Verbrauchsteuersatzes ergeben könnte, ist sicherzustellen, dass Schweden die beste­
hende spezifische Steuerermäßigung, auf die sich der vorliegende Beschluss bezieht, ohne Unterbrechung anwen­
den kann. Die beantragte Ermächtigung sollte daher mit Wirkung vom 26. Juni 2014 in direktem Anschluss an 
die zuvor gemäß dem Durchführungsbeschluss 2011/384/EU geltenden Vereinbarungen gewährt werden. 

(8)  Dieser Beschluss sollte ab dem Tag, ab dem durch einen künftigen Rechtsakt der Union allgemeine Regelungen 
über Steuervergünstigungen für landseitige Elektrizität anzuwenden sind, keine Anwendung mehr finden. 

(9)  Dieser Beschluss gilt unbeschadet der Anwendung der Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Schweden wird hiermit ermächtigt, auf direkt an Schiffe am Liegeplatz im Hafen gelieferten elektrischen Strom (im Fol­
genden „landseitige Elektrizität“) einen ermäßigten Satz der Elektrizitätssteuer anzuwenden, sofern es sich nicht um Was­
serfahrzeuge der privaten nichtgewerblichen Schifffahrt handelt und die Mindestniveaus der Besteuerung gemäß Arti­
kel 10 der Richtlinie 2003/96/EG eingehalten werden. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss gilt ab dem 26. Juni 2014 bis zum 25. Juni 2020. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Schweden gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 14. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
P. C. PADOAN  

21.10.2014 L 301/28 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



BESCHLUSS 2014/726/GASP DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Änderung des Beschlusses 2012/389/GASP über die Mission der Europäischen Union zum 
Ausbau der regionalen maritimen Kapazitäten am Horn von Afrika (EUCAP NESTOR) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 28, Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 22. Juli 2014 den Beschluss 2014/485/GASP (1) zur Änderung des Beschlusses 
2012/389/GASP (2) und zur Verlängerung der Mission der Europäischen Union zum Ausbau der regionalen mari­
timen Kapazitäten am Horn von Afrika (EUCAP NESTOR) bis zum 12. Dezember 2016 angenommen. 

(2)  Der Beschluss 2012/389/GASP sollte geändert werden, um den von dem als finanzieller Bezugsrahmen dienenden 
Betrag abgedeckten Zeitraum bis zum 15. Oktober 2015 zu verlängern — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 13 Absatz 1 des Beschlusses 2012/389/GASP erhält folgende Fassung: 

„(1) Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung der Kosten der EUCAP NESTOR für den 
Zeitraum vom 16. Juli 2012 bis zum 15. November 2013 beläuft sich auf 22 880 000 EUR. 

Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung der Kosten der EUCAP NESTOR für den Zeitraum 
vom 16. November 2013 bis zum 15. Oktober 2014 beläuft sich auf 11 950 000 EUR. 

Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung der Kosten der EUCAP NESTOR für den Zeitraum 
vom 16. Oktober 2014 bis zum 15. Oktober 2015 beläuft sich auf 17 900 000 EUR.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Er gilt ab dem 16. Oktober 2014. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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BESCHLUSS 2014/727/GASP DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Änderung des Beschlusses 2011/137/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 28. Februar 2011 den Beschluss 2011/137/GASP (1) erlassen. 

(2) Am 27. Juni 2014 hat der mit der Resolution 1970 (2011) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (im Fol­
genden „UNSCR 1970 (2011)“) eingesetzte Sanktionsausschuss für Libyen die Liste der Personen und Organisatio­
nen aktualisiert, gegen die restriktive Maßnahmen verhängt werden. Die in den Anhängen I und III des Beschlus­
ses 2011/137/GASP enthaltenen Listen sollten daher entsprechend geändert werden. 

(3) Am 27. August 2014 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution 2174 (2014) des Sicherheitsra­
tes der Vereinten Nationen (im Folgenden „UNSCR 2174 (2014)“) angenommen, mit der die Anwendung des Rei­
severbots und des Einfrierens von Vermögensgegenständen gemäß Nummer 22 der UNSCR 1970 (2011) und 
Nummer 23 der Resolution 1973 (2011) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (im Folgenden 
„UNSCR 1973 (2011)“) verlängert wird. 

(4)  Darüber hinaus wird mit der UNSCR 2174 (2014) der Geltungsbereich des gemäß Nummer 9 der 
UNSCR 1970 (2011), Nummer 13 der Resolution 2009 (2011) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie 
den Nummern 9 und 10 der Resolution 2095 (2013) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen verhängten 
Waffenembargos geändert. Es ist daher angebracht, den Beschluss 2011/137/GASP zu ändern, um den Geltungs­
bereich des Waffenembargos noch genauer festzulegen. 

(5)  Der Beschluss 2011/137/GASP sollte daher entsprechend geändert werden. 

(6)  Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit bestimmte dieser Änderungen durchgeführt werden 
können. 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2011/137/GASP wird wie folgt geändert: 

1.  Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

(1) Artikel 1 gilt nicht für 

a) die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von nichtletalem militärischen Gerät oder von zu interner Repres­
sion verwendbarer Ausrüstung, welche ausschließlich für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt sind; 

b)  die Bereitstellung von technischer Hilfe, Ausbildung oder anderer Unterstützung, einschließlich Personal, im 
Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung, 

c)  die Bereitstellung von Finanzhilfen im Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung. 

(2) Artikel 1 gilt nicht für 

a)  die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und dazugehörigen Gütern, 

b)  die Bereitstellung von technischer Hilfe, Ausbildung oder anderer Unterstützung, einschließlich Personal, im 
Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung, 

c)  die Bereitstellung von Finanzhilfen im Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung, 

wenn dies vorab von dem gemäß Nummer 24 der UNSCR 1970 (2011) eingesetzten Ausschuss (im Folgenden ‚Aus­
schuss‘) genehmigt wurde. 
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(3) Artikel 1 gilt nicht für die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Kleinwaffen und leichten Waffen 
sowie dazugehörigen Gütern, die einzig für den Gebrauch durch Personal der Vereinten Nationen, Medienvertreter, 
humanitäre Helfer und Entwicklungshelfer sowie dazugehöriges Personal vorübergehend nach Libyen ausgeführt wer­
den, sofern der Ausschuss davon vorab in Kenntnis gesetzt wurde und der Ausschuss innerhalb von fünf Arbeitstagen 
nach der Mitteilung keine ablehnende Entscheidung getroffen hat. 

(4) Artikel 1 gilt nicht für die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von nichtletalem militärischen Gerät, das 
ausschließlich für die Unterstützung der libyschen Regierung in den Bereichen Sicherheit oder Entwaffnung bestimmt 
ist, sowie für die Bereitstellung von technischer Hilfe, Ausbildung oder Finanzhilfen im Zusammenhang damit. 

(5) Artikel 1 gilt nicht für die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von Schutzkleidung, einschließlich Kör­
perschutzwesten und Militärhelmen, die vom Personal der Vereinten Nationen sowie vom Personal der Union oder 
ihrer Mitgliedstaaten, von Medienvertretern, humanitären Helfern und Entwicklungshelfern sowie dazugehörigem Per­
sonal ausschließlich zum persönlichen Gebrauch vorübergehend nach Libyen ausgeführt wird. 

(6) Artikel 1 gilt nicht für die Lieferung, den Verkauf oder die Weitergabe von nichtletalem militärischen Gerät, das 
ausschließlich für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, und für damit zusammenhängende technische Hilfe 
oder Ausbildung.“; 

2.  Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) von in Anlage I zur UNSCR 1970 (2011) aufgeführten Personen und weiteren vom Sicherheitsrat oder vom Aus­
schuss im Einklang mit Nummer 22 der UNSCR 1970 (2011), Nummer 23 der UNSCR 1973 (2011) und Num­
mer 4 der UNSCR 2174 (2014) benannten Personen gemäß der Auflistung in Anhang I des vorliegenden 
Beschlusses.“; 

3.  Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  Personen und Organisationen, die in der Anlage II der UNSCR 1970 (2011) aufgeführt sind, sowie weitere vom 
Sicherheitsrat oder vom Ausschuss im Einklang mit Nummer 22 der UNSCR 1970 (2011), Nummern 19 und 23 
der UNSCR 1973 (2011) und Nummer 4 der UNSCR 2174 (2014), benannte Personen und Organisationen, 
gemäß der Auflistung in Anhang III des vorliegenden Beschlusses.“. 

Artikel 2 

Die Anhänge I und III des Beschlusses 2011/137/GASP werden nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses 
geändert. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tage seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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ANHANG 

Die Einträge zu den unten aufgeführten Personen in den Anhängen I und III des Beschlusses 2011/137/GASP werden 
durch die nachstehenden Einträge ersetzt: 

DORDA, Abu Zayd Umar 

Direktor, Organisation für äußere Sicherheit. Regimetreu. Chef der Agentur für äußere Sicherheit. 

Vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen. 

Datum der Benennung durch die VN: 17.3.2011 (Benennung durch die EU: 28.2.2011). 

AL-SENUSSI, Oberst Abdullah 

Titel: Oberst 

Geburtsdatum: 1949 

Geburtsort: Sudan 

auch bekannt als: Ould Ahmed, Abdoullah 

Passnummer: B0515260 

Geburtsdatum: 1948 

Geburtsort: Anefif (Kidal), Mali 

Ausstellungsdatum: 10. Januar 2012 

Ausstellungsort: Bamako, Mali 

Gültig bis: 10. Januar 2017 

auch bekannt als: Ould Ahmed, Abdoullah 

Mali Ausweisnummer: 073/SPICRE 

Geburtsort: Anefif, Mali 

Ausstellungsdatum: 6. Dezember 2011 

Ausstellungsort: Essouck, Mali 

Direktor des Militärgeheimdienstes. Beteiligung des Militärgeheimdienstes an der Niederschlagung von Demonstrationen. 
Verdacht der Beteiligung am Massaker im Abu-Selim-Gefängnis. In Abwesenheit wegen des Bombenanschlags auf den 
UTA-Flug verurteilt. Schwager von Muammar AL-GADDAFI. 

Vermuteter Status/Aufenthaltsort: in Gewahrsam in Libyen. 

Datum der Benennung durch die VN: 17.3.2011. (Benennung durch die EU: 28.2.2011).  
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BESCHLUSS 2014/728/GASP DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Änderung des Beschlusses 2010/638/GASP des Rates über restriktive Maßnahmen gegen die 
Republik Guinea 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 25. Oktober 2010 hat der Rat den Beschluss 2010/638/GASP (1) angenommen. 

(2) Nach einer Überprüfung des Beschlusses 2010/638/GASP sollten die restriktiven Maßnahmen bis zum 27. Okto­
ber 2015 verlängert werden. 

(3)  Der Beschluss 2010/638/GASP sollte entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2010/638/GASP wird wie folgt geändert: 

Artikel 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Dieser Beschluss gilt bis 27. Oktober 2015. Er wird fortlaufend überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert 
oder geändert, wenn der Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS 2014/729/GASP DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Durchführung des Beschlusses 2010/231/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Somalia 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2010/231/GASP des Rates vom 26. April 2010 über restriktive Maßnahmen gegen Somalia 
und zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2009/138/GASP (1), insbesondere auf die Artikel 7 und 8, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. April 2010 den Beschluss 2010/231/GASP angenommen. 

(2)  Am 23. und 24. September 2014 hat der Ausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, der gemäß den 
Resolutionen 751 (1992) und 1907 (2009) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, die Auf­
nahme von zwei weiteren Personen in die Liste der Personen und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen 
unterliegen, gebilligt. 

(3)  Anhang I des Beschlusses 2010/231/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I des Beschlusses 2010/231/GASP wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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ANHANG 

I. Die unten stehenden Einträge werden der in Anhang I des Beschlusses 2010/231/GASPaufgeführten Liste hinzuge­
fügt. 

LISTE DER IN ARTIKEL 2 GENANNTEN PERSONEN UND EINRICHTUNGEN 

I.  Personen 

14.  Maalim Salman (alias a) Mu'alim Salman, b) Mualem Suleiman, c) Ameer Salman, d) Ma'alim Suleiman, e) Maalim 
Salman Ali, f) Maalim Selman Ali, g) Ma'alim Selman, h) Ma'alin Sulayman) 

Geburtsdatum: ca. 1979. Geburtsort: Nairobi, Kenia. Aufenthaltsort: Somalia. Tag der Benennung durch die VN: 
23. September 2014. 

Maalim Salman wurde von Al-Shabaab-Anführer Ahmed Abdi aw-Mohamed alias Godane zum Anführer der afrika­
nischen ausländischen Kämpfer für Al-Shabaab gewählt. Er bildete Ausländer aus, die sich Al-Shabaab als afrikani­
sche ausländische Kämpfer anschließen wollten, und war an Anschlägen in Afrika auf Touristen, Vergnügungsein­
richtungen und Kirchen beteiligt. 

Obgleich er sich in erster Linie auf Operationen außerhalb von Somalia konzentrierte, ist bekannt, dass Salman in 
Somalia lebt und ausländische Kämpfer in Somalia vor ihrer Entsendung in andere Länder ausbildet. Einige der aus­
ländischen Kämpfer von Al-Shabaab sind auch in Somalia präsent. So beorderte Salman ausländische Al-Shabaab- 
Kämpfer beispielsweise ins südliche Somalia, um auf eine Offensive der Mission der Afrikanischen Union in Somalia 
(AMISOM) zu reagieren. 

Unter anderen Terroranschlägen war Al-Shabaab verantwortlich für den Anschlag auf das Westgate-Einkaufszentrum 
in Nairobi (Kenia) im September 2013, dem mindestens 67 Menschen zum Opfer fielen. In jüngster Zeit erklärte 
sich Al-Shabaab für den Angriff vom 31. August 2014 auf das Gefängnis der National Intelligence and Security 
Agency in Mogadischu verantwortlich, bei dem drei Sicherheitskräfte und zwei Zivilisten getötet und 15 Menschen 
verletzt wurden. 

15.  Ahmed Diriye (alias a) Sheikh Ahmed Umar Abu Ubaidah, b) Sheikh Omar Abu Ubaidaha, c) Sheikh Ahmed Umar, 
d) Sheikh Mahad Omar Abdikarim, e) Abu Ubaidah, f) Abu Diriye) 

Geburtsdatum: ca. 1972. Geburtsort: Somalia. Aufenthaltsort: Somalia. Tag der Benennung durch die VN: 24. Sep­
tember 2014. 

Ahmed Diriye wurde nach dem Tod des früheren Anführers Ahmed Abdi aw-Mohamed, der vom Ausschuss des 
Sicherheitsrates gemäß den Resolutionen 751 (1992) und 1907 (2009) in die Liste aufgenommen worden war, zum 
neuen Emir der Al-Shabaab ernannt. Dies wurde in einer von Al-Shabaab-Sprecher Sheikh Ali Dheere am 6. Septem­
ber 2014 abgegebenen Erklärung öffentlich verkündet. Diriye war ein hochrangiges Al-Shabaab-Mitglied und als 
Emir übt er die Befehlsgewalt für Operationen von Al-Shabaab aus. Er wird für die Aktivitäten der Al-Shabaab, die 
den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität von Somalia weiterhin bedrohen, unmittelbar verantwortlich sein. 
Diriye hat seither den arabischen Namen Sheikh Ahmed Umar Abu Ubaidah angenommen.  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS 2014/730/GASP DES RATES 

vom 20. Oktober 2014 

zur Durchführung des Beschlusses 2013/255/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Syrien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2013/255/GASP des Rates vom 31. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen Syrien (1), 
insbesondere auf Artikel 30 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 31. Mai 2013 den Beschluss 2013/255/GASP erlassen. 

(2)  Angesichts der sehr ernsten Lage sollten 16 Personen und zwei Organisationen in die in Anhang I des Beschlusses 
2013/255/GASP enthaltene Liste der Personen und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, auf­
genommen werden. 

(3)  Ferner sollten die Angaben zu drei Personen und einer Organisation in der Liste in Anhang I des Beschlusses 
2013/255/GASP auf den neuesten Stand gebracht werden. 

(4) Im Anschluss an das Urteil des Gerichts vom 3. Juli 2014 in der Rechtssache T-203/12 (2), Mohamad Nedal Alc­
haar gegen Rat, sollte Dr. Mohammad Nidal Al-Shaar von der in Anhang I des Beschlusses 2013/255/GASP ent­
haltenen Liste der Personen und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, gestrichen werden. 

(5)  Anhang I des Beschlusses 2013/255/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I des Beschlusses 2013/255/GASP wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 20. Oktober 2014. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
C. ASHTON  
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(1) ABl. L 147 vom 1.6.2013, S. 14. 
(2) Noch nicht veröffentlicht. 



ANHANG 

I. Die folgenden Personen und Organisationen werden in die Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisa­
tionen und Einrichtungen in Anhang I des Beschlusses 2013/255/GASP aufgenommen: 

A. Personen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Houmam Jaza'iri 
(alias Humam 
al-Jazaeri) 

Geboren: 1977 Minister für Wirtschaft und Außenhandel 
seit 27.8.2014. Als Minister der Regierung 
mitverantwortlich für das gewaltsame Vorge­
hen des Regimes gegen die Zivilbevölke­
rung. 

21.10.2014 

2. Mohamad Amer 
Mardini 
(alias Mohammad 
Amer Mardini) 

Geboren: 1959; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Minister für Hochschulbildung seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

3. Mohamad Ghazi 
Jalali 
(alias Mohammad 
Ghazi al-Jalali) 

Geboren: 1969; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Minister für Kommunikation und Technolo­
gie seit 27.8.2014. Als Minister der Regie­
rung mitverantwortlich für das gewaltsame 
Vorgehen des Regimes gegen die Zivilbevöl­
kerung. 

21.10.2014 

4. Kamal Cheikha 
(alias Kamal 
al-Sheikha) 

Geboren: 1961; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Minister für Wasserressourcen seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

5. Hassan Nouri 
(alias Hassan 
al-Nouri) 

Geburtsdatum: 
9.2.1960 

Minister für Verwaltungsaufbau seit 
27.8.2014. Als Minister der Regierung mit­
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
des Regimes gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

6. Mohammad Walid 
Ghazal 

Geboren: 1951; 
Geburtsort: Aleppo 

Minister für Wohnungswesen und Städtebau 
seit 27.8.2014. Als Minister der Regierung 
mitverantwortlich für das gewaltsame Vorge­
hen des Regimes gegen die Zivilbevölke­
rung. 

21.10.2014 

7. Khalaf Souleymane 
Abdallah 
(alias Khalaf Sleiman 
al-Abdullah) 

Geboren: 1960; 
Geburtsort: Deir 
Ezzor 

Minister für Arbeit seit 27.8.2014. Als 
Minister der Regierung mitverantwortlich 
für das gewaltsame Vorgehen des Regimes 
gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

8. Nizar Wahbeh Yazaji 
(alias Nizar Wehbe 
Yazigi) 

Geboren: 1961; 
Geburtsort: 
Damaskus 

Gesundheitsminister seit 27.8.2014. Als 
Minister der Regierung mitverantwortlich 
für das gewaltsame Vorgehen des Regimes 
gegen die Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

9. Hassan Safiyeh 
(alias Hassan Safiye) 

Geboren: 1949; 
Geburtsort: Latakia 

Minister für Binnenhandel und Verbraucher­
schutz seit 27.8.2014. Als Minister der 
Regierung mitverantwortlich für das gewalt­
same Vorgehen des Regimes gegen die Zivil­
bevölkerung. 

21.10.2014 

10. Issam Khalil Geboren: 1965; 
Geburtsort: Banias 

Kulturminister seit 27.8.2014. Als Minister 
der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

11. Mohammad Mouti' 
Mouayyad 
(alias Mohammad 
Muti'a Moayyad) 

Geboren: 1968; 
Geburtsort: Ariha 
(Idlib) 

Staatsminister seit 27.8.2014. Als Minister 
der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

12. Ghazwan Kheir Bek 
(alias Ghazqan Kheir 
Bek) 

Geboren: 1961; 
Geburtsort: Latakia 

Verkehrsminister seit 27.8.2014. Als Minis­
ter der Regierung mitverantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen die 
Zivilbevölkerung. 

21.10.2014 

13. Generalmajor 
Ghassan Ahmed 
Ghannan 
(alias Generalmajor 
Ghassan Ghannan, 
alias Brigadegeneral 
Ghassan Ahmad 
Ghanem)  

Als Befehlshaber der 155. Raketenbrigade 
unterstützt er das syrische Regime und ist 
verantwortlich für das gewaltsame Vorgehen 
gegen die Zivilbevölkerung. Verantwortlich 
für den Abschuss von mindestens 25 Scud- 
Raketen auf verschiedene zivile Ziele zwi­
schen Januar und März 2013. Steht in Ver­
bindung mit Maher al-Assad. 

21.10.2014 

14. Oberst Mohammed 
Bilal 
(alias Oberstleutnant 
Muhammad Bilal)  

Als hochrangiger Offizier im Nachrichten­
dienst der Luftwaffe unterstützt er das syri­
sche Regime und ist verantwortlich für das 
gewaltsame Vorgehen gegen die Zivilbevöl­
kerung. Ferner steht er in Verbindung mit 
dem in die Liste aufgenommenen Scientific 
Studies Research Centre (SSRC). 

21.10.2014 

15. Mohamed Farahat 
(alias Muhammad 
Farahat)  

Vizepräsident für Finanzen und Verwaltung 
des Unternehmens Tri-Ocean Energy, das 
vom Rat als Nutznießerin und Unterstütze­
rin des syrischen Regimes in die Liste aufge­
nommen wurde; daher steht er in Verbin­
dung mit einer in die Liste aufgenommenen 
Organisation. 
Aufgrund seiner hochrangigen Stellung bei 
Tri-Ocean Energy ist er für die Tätigkeiten 
der Organisation in Bezug auf Erdöllieferun­
gen an das Regime verantwortlich. 

21.10.2014 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

16. Abdelhamid Khamis 
Abdullah 
(alias Abdulhamid 
Khamis Abdullah 
alias Hamid Khamis 
alias Abdelhamid 
Khamis Ahmad 
Adballa)  

Leiter des Unternehmens Overseas Petro­
leum Trading Company (OPT), das vom Rat 
als Nutznießerin und Unterstützerin des 
syrischen Regimes in die Liste aufgenommen 
wurde. Er koordinierte Erdöllieferungen an 
das syrische Regime mit dem in die Liste 
aufgenommenen syrischen staatlichen Erdöl­
unternehmen Sytrol. Daher ist er Nutznießer 
und Unterstützer des syrischen Regimes. 
Aufgrund seiner Stellung als höchstrangiger 
Mitarbeiter der Organisation ist er verant­
wortlich für ihre Tätigkeiten. 

21.10.2014  

B. Organisationen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Pangates Internatio­
nal Corp Ltd 
(alias Pangates) 

PO Box 8177 
Sharjah Airport 
International Free 
Zone 
Vereinigte Arabische 
Emirate 

Pangates fungiert als Vermittlerin bei der 
Lieferung von Erdöl an das syrische Regime. 
Daher ist sie Nutznießerin und Unterstütze­
rin des syrischen Regimes. Ferner steht sie in 
Verbindung mit dem in die Liste aufgenom­
menen syrischen Erdölunternehmen Sytrol. 

21.10.2014 

2. Abdulkarim Group 
(alias Al Karim for 
Trade and Industry/ 
Al Karim Group) 

5797 Damaskus 
Syrien 

Mutterunternehmen von Pangates mit opera­
tiver Kontrolle über die Organisation. Als 
solches ist sie Nutznießerin und Unterstütze­
rin des syrischen Regimes. Ferner steht sie in 
Verbindung mit dem in die Liste aufgenom­
menen syrischen Erdölunternehmen Sytrol. 

21.10.2014   

II.  Die Einträge zu den nachstehend aufgelisteten Personen in Anhang I des Beschlusses 2013/255/GASP werden durch 
die folgenden Einträge ersetzt: 

A. Personen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

6. Muhammad ( ) 
Dib ( ) Zaytun 
( ) 

(alias Mohammed 
Dib Zeitoun) 

Geburtsdatum: 
20. Mai 1951; 
Geburtsort: 
Damaskus 
Diplomatenpass- 
Nr. D000001300 

Leiter der Direktion für allgemeine Sicher­
heit; Beteiligung am gewaltsamen Vorgehen 
gegen Demonstranten. 

21.10.2014 

33. 
Ayman ( ) Jabir 

( ) 

(alias Jaber) 

Geburtsort: Latakia Verbündeter des Mahir al-Assad bei der Sha­
biha-Miliz. Unmittelbare Beteiligung an der 
Repression und dem gewaltsamen Vorgehen 
gegen die Zivilbevölkerung sowie Koordinie­
rung der Shabiha-Miliz-Gruppen. Auch 
finanzieller Förderer des Regimes. 

21.10.2014 
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Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

50. Tarif ( ) Akhras 

( , ) 

(alias Al Akhras) 

Geburtsdatum: 
2. Juni 1951; 
Geburtsort: Homs, 
Syrien; 
syrische Reisepass- 
Nr. 0000092405 

Bekannter Geschäftsmann, Nutznießer und 
Unterstützer des Regimes. Gründer der Akh­
ras Group (Rohstoffe, Handel, Verarbeitung 
und Logistik) und ehemaliger Vorsitzender 
der Handelskammer in Homs. Enge 
Geschäftsbeziehungen zur Familie von Präsi­
dent Al-Assad. Mitglied des Vorstands des 
syrischen Handelskammerverbands. Stellte 
logistische Unterstützung für das Regime 
(Busse und Transportfahrzeuge für Panzer) 
bereit. 

21.10.2014  

B. Organisationen  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

17. Souruh Company 
(alias SOROH 
Al Cham Company) 

Adresse: Adra Free 
Zone Area, Damas­
kus, Syrien; 
Tel: +963-11- 
5327266; 
Mobil: +963-933- 
526812; 
+963-932-878282; 
Fax: +963-11- 
5316396 
E-Mail: sorohco@ 
gmail.com 
Website: http://sites. 
google.com/site/ 
sorohco 

Die Mehrheit der Aktien des Unternehmens 
steht direkt oder indirekt im Eigentum von 
Rami Makhlouf. 

21.10.2014   

III.  Die nachstehend aufgelistete Person wird aus der Liste in Anhang I Abschnitt A des Beschlusses 2013/255/ 
GASP gestrichen: 

118. Dr. Mohammad ( ) (alias Mohamed, Muhammad, Mohammed) Nidal ( ) Al-Shaar ( ) 
(alias Al-Chaar, Al-Sha'ar, Al-Cha'ar).  
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